
Basisinfos zur Vereinsführung 

• Rollen (Schatzmeister, Kassenprüfer) verteilen 

• Aufnahmeantrag 

o Empfehlenswert ist es Name, Anschrift, Kontaktdaten (E-Mail, Telefonnummer) und 

Geburtsdatum von der Person abzufragen, die in den Verein eintreten möchte 

o Datum und Unterschrift werden unter dem Aufnahmeantrag benötigt 

o Bei Minderjährigen sind die Unterschriften der gesetzlichen Vertreter (im Regelfall 

beide Elternteile) erforderlich 

o Folgende Datenschutzpassage fettgedruckt (gesetzlich nötig) aufführen: Wir weisen 

gemäß § 33 Bundesdatenschutzgesetz darauf hin, dass zum Zweck der 

Mitgliederverwaltung und -betreuung folgende Daten der Mitglieder in 

automatisierten Dateien gespeichert, verarbeitet und genutzt werden: Namen, 

Adressen, Telefonnummern, …  

o  Einverständnis zur Datenerhebung und -verarbeitung einholen, zum Beispiel mit 

dieser Formulierung: Ich bin mit der Erhebung, Verarbeitung und Nutzung folgender 

personenbezogener Daten durch den Verein zur Mitgliederverwaltung im Wege der 

elektronischen Datenverarbeitung einverstanden: Name, Anschrift, Geburtsdatum, 

Telefonnummer, E-Mail-Adresse, Übungsleiterlizenz, … Mir ist bekannt, dass dem 

Aufnahmeantrag ohne dieses Einverständnis nicht stattgegeben werden kann. 

o Erlaubnis zur Veröffentlichung von Daten und Fotos abfragen: 

Formulierungsbeispiel: 

Ich bin damit einverstanden, dass der Verein im Zusammenhang mit dem 

Vereinszweck sowie satzungsgemäßen Veranstaltungen personenbezogene Daten 

und Fotos von mir in der Vereinszeitung und auf der Homepage des Vereins 

veröffentlicht und diese ggf. an Print- und andere Medien übermittelt. Dieses 

Einverständnis betrifft insbesondere folgende Veröffentlichungen: Ergebnislisten, 

Mannschaftslisten, Kontaktdaten von Vereinsfunktionären, Berichte über Ehrungen 

und Geburtstage, … 

Veröffentlicht werden ggf. Fotos, der Name, die Vereins- und 

Abteilungszugehörigkeit, die Funktion im Verein, ggf. die Einteilung in Wettkampf- 

oder andere Klassen inklusive Alter und Geburtsjahrgang. Mir ist bekannt, dass ich 

jederzeit gegenüber dem Vorstand der Veröffentlichung von Einzelfotos und 

persönlichen Daten widersprechen kann. In diesem Fall wird die 

Übermittlung/Veröffentlichung unverzüglich für die Zukunft eingestellt. Etwa bereits 

auf der Homepage des Vereins veröffentlichte Fotos und Daten werden dann 

unverzüglich entfernt. 

o Empfehlenswert ist es folgende Formulierung aufzuführen: Mit dem Mitgliedsantrag 

verpflichtet sich der Antragssteller, die Satzung und die Geschäftsordnung des 

Vereins anzuerkennen und danach zu handeln. 

o Neben dem ausfüllbaren Aufnahmeantrag sollte die Satzung geschickt werden 

• Datenschutz 

o Die datenschutzrechtlichen Vorgaben sind auch für Vereine relativ streng. 

Personenbezogene Daten darf der Verein grundsätzlich nur dann erheben, 

verarbeiten oder nutzen, wenn dies durch eine Rechtsvorschrift erlaubt ist oder der 

Betroffene eingewilligt hat.  



• Mitgliederversammlung 

o https://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/Service/Formulare/Muster_Einla

dung_Mitgliederversammlung.html  

o Die Person, die die Versammlung leitet, hat folgende Aufgaben und  

Rechte  

▪ sie gibt die Tagesordnung bekannt und legt die Reihenfolge ihrer  

Behandlung fest; die Mitgliederversammlung kann allerdings  

durch Mehrheitsbeschluss auch eine andere Reihenfolge bestimmen 

▪ sie ruft die einzelnen Tagesordnungspunkte zur Aussprache und  

Beschlussfassung auf 

▪ sie kann zur ordnungsgemäßen Durchführung der Mitgliederversammlung 

auch Ordnungsmaßnahmen ergreifen 

▪ sie kann die Redezeiten der Mitglieder beschränken 

▪ sie kann Mitgliedern das Wort entziehen und sie auch von der Versammlung 

ausschließen, wenn dies erforderlich ist, um die sachgerechte Durchführung 

der Mitgliederversammlung zu gewährleisten, zum Beispiel wenn das 

Rederecht missbraucht oder die Mitgliederversammlung gestört wird. 

o Wird eine Mitgliederversammlung nicht ordnungsgemäß geleitet, kann dies zur 

Unwirksamkeit der in der Mitgliederversammlung gefassten Beschlüsse führen. 

o Ein beschränkt geschäftsfähiger Minderjähriger kann sein Stimmrecht aber mit der 

Einwilligung, das heißt der vorherigen Zustimmung des gesetzlichen Vertreters 

immer auch selbst ausüben. In der Regel erteilt der gesetzliche Vertreter  

mit der Zustimmung zum Eintritt in den Verein dem Minderjährigen  

auch seine Einwilligung für die Ausübung der Mitgliedschaftsrechte  

und damit auch der Ausübung des Stimmrechts. 

• Vorstand 

o Die gewählte Person muss noch einer Bestellungserklärung  

zustimmen, bevor sie Vorstand ist 

o Nimmt der Gewählte an der Mitgliederversammlung teil, wird die 

Bestellungserklärung der Wahl in der Regel unmittelbar nachfolgen. Dabei ist üblich, 

dass der Versammlungsleiter den / die Gewählte*n fragt, ob er / sie die Wahl 

annimmt. Dies ist die Bestellungserklärung. Mit der Annahme der Wahl stimmt der 

Gewählte dieser Bestellungserklärung zu. Damit ist ihm das Vorstandsamt 

übertragen. 

• Buchführungspflicht 

o Für Vereine besteht eine Buchführungspflicht  

o Da der Vorstand bei jeder Mitgliederversammlung damit rechnen kann, dass 

Mitglieder Einsicht in die Finanzen verlangen können, sollten Sie alle Belege und 

Unterlagen zu jeder Zeit geordnet aufzubewahren 

o Ab dem Eintrag ins Vereinsregister ist der Verein verpflichtet, Geschäftsvorfälle zu 

dokumentieren, Aufzeichnungen über das Vereinsvermögen zu führen und diese an 

das Finanzamt anhand einer Einnahmenüberschussrechnung zu übermitteln. Denn 

nur so kann dieses feststellen, ob für den jeweiligen Verein Abgabe- bzw. 

Steuerpflichten bestehen 

o Es gibt Buchhaltungssoftwares, die speziell für Vereine entwickelt wurden und 

zahlreiche hilfreiche Funktionen umfassen 

 

https://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/Service/Formulare/Muster_Einladung_Mitgliederversammlung.html
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/Service/Formulare/Muster_Einladung_Mitgliederversammlung.html
https://debitoor.de/lexikon/einnahmen-ueberschuss-rechnung-euer


• Haftung des Vorstands 

o Vorstandsmitglieder können dem Verein gegenüber persönlich für Schäden und 

finanzielle Nachteile haften, in der Regel jedoch nur bei Vorsatz und grober 

Fahrlässigkeit 

o Schadenersatzpflichtig können Vorstands- und hierfür zuständige Vereinsmitglieder 

werden, wenn Vereinsmittel zweckfremd verwendet, Umsatzsteuer oder Lohnsteuer 

nicht pünktlich entrichtet oder Steuererklärungen nicht abgegeben werden. 

o Bei Verletzung steuerlicher Pflichten, unberechtigtere Ausstellung von 

Spendenquittungen haftet der Vorstand 

o Begrenzung der Haftung für einzelne Vorstandsmitglieder durch schriftliche 

Aufgabenverteilung innerhalb des Vorstands möglich 

o Ratsam zu prüfen, inwieweit Risiken für Vorstand und Verein durch den Abschluss 

von (Haftpflicht-)Versicherungen verringert werden können, die dann greifen, wenn 

diesem bei der Arbeit ein Fehler unterläuft 

o Regelmäßig sollte durch einen Versicherungsfachmann kontrolliert werden, ob alle 

notwendigen Versicherungen (Haftpflicht, Sachversicherungen, Schutz vor 

Vandalismus, Schlüsselverlust, Urheberrechtsverletzung usw.) vorhanden und noch 

angemessen sind. Sofern auf einzelne Versicherungen aus Kostengründen verzichtet 

wird, sollte ein entsprechender Beschluss der Mitgliederversammlung hierzu 

herbeigeführt werden. Dies schützt den Vorstand im Schadensfall. 

• Fachleute hinzuziehen 

o Wichtige Verträge müssen vor dem Abschluss durch einen Juristen/Rechtsanwalt 

geprüft werden, dies gilt insbesondere für Miet- oder Arbeitsverträge oder andere 

Verträge mit langer Laufzeit und hoher finanzieller Auswirkung 

o Auch bei der Bearbeitung steuerlicher Fragen sollte die Vereinsführung nicht auf die 

Hilfe von Experten verzichten. Ein Steuerberater hilft u. a. bei der Prüfung der 

Satzung, bei der Einreichung von Steuererklärungen und übernimmt die Abrechnung 

von Löhnen und Gehältern einschließlich der Berechnung und Abführung von 

Lohnsteuer und Sozialversicherungsbeiträgen. Sowohl beim Abschluss von Verträgen 

als auch bei der Bearbeitung steuerlicher Fragen können nur in Ausnahmefällen 

Fehler korrigiert werden und in aller Regel nicht rückwirkend. Sollte sich 

herausstellen, dass Verträge für den Verein nachteilige Regelungen enthalten oder 

in steuerlicher Hinsicht Fehler gemacht wurden, ergeben sich somit für den Verein 

finanzielle Nachteile und damit einhergehende Haftungsrisiken für den Vorstand. 

Beides lässt sich durch die rechtzeitige Einbindung von Fachleuten wirksam 

begrenzen. 

• Satzungsänderungen 

o Satzungsänderungen sind alle Änderungen von Bestimmungen in der Satzung, 

beispielsweise die Änderung des Vereinszwecks, des Vereinsnamens oder die 

Sitzverlegung, aber auch Änderungen der in der Satzung getroffenen Bestimmungen 

zur inneren Ordnung des Vereins  

o Bevor eine bestehende Satzung geändert wird, sollte die vorgesehene Satzung durch 

einen Steuerberater geprüft und anschließend dem zuständigen Finanzamt vorab 

vorgelegt werden 

o Danach prüft das Finanzamt diese in einem besonderen Verfahren und stellt 

verbindlich fest, ob die gemeinnützigkeitsrechtlichen Erfordernissen erfüllt sind und 

erteilt gegebenenfalls einen entsprechenden Bescheid 



o Jede Satzungsänderung bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Eintragung in  

das Vereinsregister. Ohne diese Eintragung ist  

die Änderung nicht wirksam 

• Vereinsende 

o Bei weniger als drei Mitgliedern 

 

 

 


